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I. Allgemeine Einschatzung zum gesetzgeberischen Handlungsbedar f

1)

2)

Als Dachverband von derzeit 107 Bundesorgani sationen der Selbsthilfe chronisch kran-
ker und behinderter Menschen und von 14 Landesarbeitsgemeinschaften sieht die BAG
SELBSTHILFE dringenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf, Pravention und
Gesundheitsférderung zu einer eigenstandigen Saule im Gesundheitswesen auszubauen,
die Koordination und Kooperation in diesem wichtigen Bereich des Gesundheitswesens
Uber alle foderalen und verbandlichen Strukturen hinweg zu intensivieren, die Burger-
orientierung der Mal3nahmen zu erhdhen und die Selbsthilfe als wichtigen Partner im
Bereich von Pravention und Gesundheitsforderung zu stérken.

Daher hat die BAG SELBSTHILFE grof3e Hoffnungen in die Koalitionsvereinbarung
von CDU, CSU und SPD gesetzt, nach der dieser Legidaturperiode das dringend bent-
tigte Praventionsgesetz verabschiedet werden soll.

Mit Bedauern stellt die BAG SELBSTHILFE fest, dass bis auf einen Referentenentwurf
aus dem Bundesministerium fur Gesundheit aus dem Jahr 2007 keine aktuellen gesetz-
geberischen Malinahmen der Regierungsparteien ersichtlich sind, um dasin der Koaliti-
onsvereinbarung angekuindigte Préventionsgesetz auf den Weg zu bringen.

Die BAG SELBSTHILFE unterstiitzt insoweit die Forderung aus den Antrégen der
Fraktionen BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, DIE LINKE und der FDP, dass die Bundes-
regierung noch in dieser Legislaturperiode ein Praventionsgesetz verabschieden solle.

Allerdings kommen auch in der aktuellen Diskussion zu einem solchen Préventionsge-
setz wichtige Bausteine einer erfolgreichen Praventionsgesetzgebung zu kurz, weil

- bel aler Wichtigkeit der Priméarprévention der gesetzgeberische V erbesserungsbe-
darf im Bereich der Sekundér- und Tertiarpravention weitgehend ausgebl endet
bleibt,

- die Patientenbeteiligung im Gesundheitswesen, die wichtiger Bestandteil der Neure-
gelungen der Sozialgesetzbticher IX und V war und ist, bislang nicht hinreichend im
Zusammenhang mit Prévention und Gesundheitsférderung beachtet wird,

- der Umstand, dass Pravention als integrierter Bestandteil aller Aktivitéten auch bei
Kuration, Rehabilitation und Pflege anzusehen ist, nicht gesetzestechnisch Beach-
tung findet und

- nicht adle Méglichkeiten einer trageribergreifenden Stérkung der Selbsthilfe genutzt
werden.

a) Die aktuelle gesundheitspolitische Diskussion, aber auch die vorliegenden Antrége
befassen sich vorwiegend mit der Priméarpravention, beriicksichtigt aber das Feld der
Sekundér und Tertiarpravention viel zu wenig. Gerade im Zusammenhang mit
den immer wieder aufbrandenden Debatten zu Versorgungsdefiziten ist nicht zu ver-
stehen, dassim Bereich der Pravention die besondere Situation chronisch kranker
und behinderter Menschen vom Gesetzgeber nicht hinreichend berticksichtigt wird.
Solange nicht alle Méglichkeiten der Primér-, Sekundar- und Tertiarpravention im
Gesundheitswesen ausgeschopft sind und solange er gerade bei der Versorgung
chronisch kranker und behinderter Menschen zu massiven Fehlversorgungen



b)

d)

kommt, wird es keine umfassende Stérkung der gesundheitsbezogenen Pravention in
Deutschland geben.

Die wére fir das deutsche Gesundheitswesen fatal, well in den fortgeschrittenen In-
dustrienationen die angemessene V ersorgung chronisch kranker und behinderter
Menschen die wichtigste und grofte Herausforderung fur das Gesundheitswesen ist.

Hierauf hat der Sachverstandigenrat fir die Konzentrierte Aktion im Gesundheits-
wesen mit Nachdruck bereits in seinem Gutachten 2001 zu ,, Bedarfsgerechtigkeit
und Wirtschaftlichkeit” hingewiesen und zahlreiche Beispiele fur die Defiziteim
Bereich der Tertidrpravention in Deutschland aufgezeigt.

Ferner ist zu kritisieren, dass die gesundheitspolitische Diskussion zu Préavention
und Gesundheitsforderung der bereits erfol gte Paradigmenwechsel der Patientenbe-
teiligung im Gesundheitswesen, der mit dem SGB I X und mit dem GKV -
Modernisierungsgesetz im SGB V eingeleitet wurde, gar nicht nachvollzogen wird.
Diesist deshalb unversténdlich, weil gerade eine erfolgreiche Préventionspolitik un-
abdingbar auf die Mitwirkung der Birgerinnen und Birger angewiesen ist.

Préavention und Gesundheitsférderung werden von den Trégern der Soziaversiche-
rung nicht selten als vom Ubrigen V ersorgungsgeschehen abgekoppelte Spielwiesen
fir Pressekampagnen und Marketingaktivitdten angesehen. Prévention und Gesund-
heitsforderung sind jedoch asintegraler Bestandteil aller Aktivitaten bel Kurati-
on, Rehabilitation und Pflege anzulegen.

Dies mussin alen Biichern des Sozial gesetzbuches durch eine Vereinheitlichung
von Definitionen und Lei stungsbeschreibungen ebenso verankert werden wie die

K ooperationsverpflichtung der tangierten Trager. Der in der vergangenen Legisla-
turperiode vorgel egte Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN lieferte bereits erste L 6sungsmodelle, wie der Praventionsgedankein al-
len Sozialgesetzbiichern durch gesetzgeberische Klarstellungen stérker verankert
werden kann.

Im Feld von Prévention und Gesundheitsférderung ist der Stellenwert der Selbst-
hilfe zu stérken. Daher muss die Selbsthilfeférderung auch jenseits des § 20 ¢ SGB
V zu einer verpflichtenden Aufgabe auch fir die Gbrigen Trager ausgebaut werden.
Die Norm des § 29 SGB IX hat hingegen in der Selbsthilfe Hoffnungen geweckt, die
aufgrund des Fehlens von Anspruchsnomen bitter enttauscht wurden.



[1. Zu den Antréagen

Zu den vorliegenden Antrégen der Fraktionen ist im Einzelnen folgendes auszuftihren:

1)

Antrag , Préaventionsgesetz auf den Weg bringen — Primar pravention umfassend
starken“ der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

a)

b)

d)

Die BAG SELBSTHILFE teilt die Auffassung, dass es zentrale Ziele der Pravention
sind, sozia bedingte Ungleichheiten von Gesundheitschancen zu verringern, die Ge-
sundheitskompetenzen der Birgerinnen und Blrger zu stdrken und die Eintrittwahr-
scheinlichkeit von chronischen Erkrankungen zu senken.

Die BAG SELBSTHILFE ist der Auffassung, dass der von den Fraktionen SPD und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in der vergangenen Legislaturperiode vorgel egte Ge-
setzentwurf fir ein Praventionsgesetz eine gute Arbeitsgrundlage fir ein zu verab-
schiedendes Préaventionsgesetz ist. Zu begrif3en ist insbesondere das dort in Angriff
genommene V orhaben, Praventionsbegriffe und L eistungsbeschreibungen zu defi-
nieren und der Verhaltnispravention einen wichtigen Stellenwert elnzurdumen. Defi-
zitér war in diesem Gesetzentwurf aber insbesondere die fast ausschlief3dliche Aus-
richtung auf die Primérpréavention.

Die BAG SELBSTHILFE teilt die Auffassung, dass in dem Préventionsgesetz der
Tatsache Rechnung getragen werden muss, dass Frauen und Manner unterschiedli-
che Gesundheitsbedarfe haben.

Die BAG SELBSTHILFE teilt die Auffassung, dass es ein Entscheidungsgremium
auf Bundesebene geben sollte, das nationale Préaventionsziele und Strategien entwi-
ckelt und Praventionsschwerpunkte setzt. An diesem Gremium ist die BAG
SELBSTHILFE zu beteiligen. Allerdings kann die Praventionspolitik in einem fode-
ralen Verbandestaat nicht allein zentralistisch gesteuert werden. Erforderlich sind
daher entsprechende Gremien auf Bundes-, Landes- und Ortsebene, die untereinan-
der zu vernetzen sind.

Aus Sicht der BAG SELBSTHILFE sollten Mal3nahmen der Praventi-
on/Gesundheitsforderung al's gesamtgesel | schaftliche Aufgaben begriffen und ent-
sprechend breit finanziert sein. Allerdings sollte die Verteilung der Gelder nicht al-
lein anhand bundesweiter Ausschreibungen erfolgen, da dies der foderalen Struktur
der Akteure nicht gerecht wurde und da projektbezogene Ausschreibungen keine
nachhaltige Finanzierungsgrundlage fur die Praventionsaktivitdten begrinden kon-
nen.



2)

Antrag ,, Gesundheitsférderung und Pravention als gesamtgesellschaftliches Auf-
gaben stérken — Gesellschaftliche Teilhabe fur alle ermdglichen® der Fraktion DIE
LINKE

a)

b)

d)

f)

9)

Die BAG SELBSTHILFE begrufit mit Nachdruck den Ansatz, dass die Gesundheit
eine zentrale Voraussetzung fur die gesellschaftliche Tellhabe und Sel bstbestim-
mung des Einzelnen ist, weshalb die Praventionspolitik teilhabeorientiert sein muss.
Diesist aus Sicht der BAG SELBSTHILFE der Grund dafir, dass der im SGB X
vollzogene Paradigmenwechsel der Teilhabeorientierung auch fir das Praventions-
gesetz Geltung erlangen muss.

Die BAG SELBSTHILFE begrufét ebenfalls mit Nachdruck, dass die politische De-
batte zu Prévention und Gesundheitsférderung nicht allein auf die Gesundheitspoli-
tik verengt werden darf, sondern dass e ne gesundheitsférderliche Gesamtpolitik ge-
boten ist. Gerade chronisch kranke und behinderte Menschen erfahren oft unmittel-
bar, welche Auswirkungen Ausgrenzung, eine teil habeverhindernde Umwelt und so-
ziale Nachteile auf Gesundheit und Wohlbefinden haben.

Die BAG SELBSTHILFE begrifét auch, dassin dem Antrag nochmals auf die zu
einseitige Ausrichtung des deutschen Gesundheitswesens auf die Akutmedizin und
auf die Defizite bei der Versorgung chronisch kranker und behinderter Menschen
hingewiesen wird. Der damit verbundene Reformbedarf, der spatestens mit dem
Gutachten des Sachverstandigenrates zu ,, Bedarfsgerechtigkeit und Wirtschaftlich-
keit” im Jahre 2001 belegt wurde, ist dringend aufzugreifen und sollte eine der mal3-
geblichen Anliegen des Praventionsgesetzes sein.

Die BAG SELBSTHILFE teilt die Auffassung, dass fur eine wirksame Préventions-
politik eine funktionsfahi ge/fl achendeckende Infrastruktur geschaffen werden muss
und dass bislang Defizite bei der Koordinierung und der Nachhaltigkeit bestehen.

Die BAG SELBSTHILFE teilt auch die Auffassung, dass Gesundheitsférderung und
Prévention so friih wie mdglich ansetzen muss. Die Elternverbande in der BAG
SELBSTHILFE sind daher eine wichtige Plattform in der Préaventionspolitik, die
unbedingt genutzt werden sollte.

Die BAG SELBSTHILFE teilt die Auffassung, dass Aufkl&rung, Information und
Beratung nur in begrenztem Umfang zu einer Reduzierung von Gesundheitsrisiken
fuhren, wenn man die konkreten Lebensumsténde der Menschen nicht mit in den
Blick nimmt. Esist aber festzuhalten, dassin aler Regel schon lebensweltbezogene
Informations-, Beratungs- und A ufklarungsangebote fehlen, um den Blrgerinnen
und Blrgern eine evidenzbasierte Orientierung zu gesundheitsforderlichem bzw.
praventionsorientiertem Verhalten zu geben.

Auch die BAG SELBSTHILFE sieht in |ebensweltbezogenen Ansétzen den Schitis-
sel zu einer wirksamen Praventionspolitik, vor allem wenn der Partizipation der
Birgerinnen und Blrger an der Lebensweltgestaltung hinreichend Bedeutung einge-
raumt wird.



h)

)

Die BAG SELBSTHILFE teilt die Auffassung, dass Mal3nahmen der Verhaltenspra-
vention oftmals tiberschétzt werden. Die Wirksamkeit solcher Mal3nahmen muss
wissenschaftlich belegt sein.

Die BAG SELBSTHILFE ist der Auffassung, dass die Qualitdtssicherung als inte-
graler verbindlicher Bestandteil aller Aktivitdten im Bereich von Pravention und Ge-
sundheitsforderung zu verankern ist.

Die BAG SELBSTHILFE begrufdt ausdrticklich, dassin dem Antrag das Beteili-
gungsrecht der Selbsthilfe an der zu schaffenden Koordinierungs- und Entschei-
dungsstelle auf Bundesebene angesprochen wird. Auch der Hinwel's, dass Strategien
zur Ausgestaltung partizipativer Entschel dungsstrukturen zu entwickeln sind, wird
seitens der BAG SELBSTHILFE ausdriicklich unterstitzt.

Allerdings bedarf es, wie oben bereits ausgefuhrt wurde, eines Netzwerkes von
Koordinierungs- und Entscheidungsstellen auf Bunde-, Landes- und Ortsebene, um
in einem foderalen Verbandestaat eine wirksame Praventionspolitik umsetzen zu
konnen.

Was die kuinftige Finanzierung der Aktivitéten im Bereich von Préavention und Ge-
sundheitsférderung anbelangt, so teilt die BAG SELBSTHILFE die Auffassung,
dass die gesamtgesel I schaftliche Verantwortung fur Pravention und Gesundheitsfor-
derung auch in der Finanzierung zum Ausdruck kommen muss.

Jenseits der schwer zu kalkulierenden Frage, welcher Gesamtbetrag fir eine adagua-
te Préaventionspolitik zur Verfigung zu stellen i, teilt die BAG SELBSTHILFE die
Auffassung, dass ein angemessener Teil der Gesamtmittel fir die 6rtliche Ebene zur
Verfigung zu stellen ist. Der Lebensweltansatz muss auch bel der Ausgestaltung der
Finanzierungsstrukturen der gesetzgeberische Mal3stab sein.



3. Antrag, Eigenverantwortung und klare Aufgabenteilung als Grundvoraussetzung
einer effizienten Praventionsstrategie“ der FDP-Fraktion.

a)

b)

d)

Die BAG SELBSTHILFE teilt die Auffassung, dass grundsétzlich jeder Einzelne
verantwortlich ist, durch eine gesundheitsbewusste Lebensweise der Entstehung von
Gesundheitsrisiken vorzubeugen, qualitétsgesi cherte Angebote sachgerecht zu nut-
zen und auch bel bereits vorhandenen Krankheiten durch ein verantwortungsbewuss-
tes Verhaten dazu beizutragen, dass eine Besserung erreicht oder eine Verschlim-
merung vermieden werden kann.

Die BAG SELBSTHILFE teilt auch die Auffassung, dass es eine gesamtgesel |-
schaftliche Aufgabe ist, den Einzelnen dabel zu unterstiitzen, entsprechende Aktivi-
taten zu entfalten. Diesist das Generalanliegen der Préventionspolitik.

Im Einzelnen ist jedoch zu kléren, wie Unterstiitzungs-, Aufklarungs-, Informations-
und Beratungsangebote auszugestalten sind, um dem Einzelnen in seiner Lebenswelt
eine Orientierung und eine Hilfe fur gesundheitsforderliches bzw. praventionsorien-
tiertes Verhalten zu geben.

Hier bestehen erhebliche Defizite, die den aktuellen gesetzgeberischen Handlungs-
bedarf begrtinden.

Die BAG SELBSTHILFE teilt die Auffassung, dass klare Aufgabenzuschreibungen
hilfreich sind, um den Akteuren ihre Kompetenzbereiche und Handlungsfelder zu
verdeutlichen, um Doppel aktivitéten zu vermeiden und um brachliegende Praventi-
onsfelder zu besetzen.

Andererseits muss es aber neben der Aufgabenabgrenzung auch K ooperationsrege-
lungen geben, damit Praventionsziele erreicht werden.

So wére es bei spiel sweise wiinschenswert, bereits in Schulen durch Arzte, Vertreter
des offentlichen Gesundheitsdienstes, der Krankenkassen, der Selbsthilfe Inhate zu
Prévention und Gesundheitsférderung zu vermitteln. Eine solche Aktivitét tangiert
die Regelungskompetenz des Bundes (z.B. Vergiitungsregelung fur die Arzte), der
Lander (z.B. Gestaltung der Lehrplane), der Kommunen (z.B. Aufgabenzuweisung
an den offentlichen Gesundheitsdienst), der Selbstverwaltung (z.B. Entsendung von
Experten) sowie nichtstaatlicher Strukturen (z.B. Selbsthilfeorganisationen). Dies al-
les erfordert Planung und Koordination, d.h. mehr als nur eine Aufgabenteilung.

Die BAG SELBSTHILFE teilt die Auffassung, dass die Ressourcen in bestimmten
Schwerpunktbereichen konzentriert werden sollten. Soweit dabei auf den hohen
Stellenwert der Hilfe zur Selbsthilfe verwiesen wird, ist seitens der BAG SELBST-
HILFE darauf hinzuweisen, dass die Selbsthilfeférderung ein wichtiger Baustein je-
der Préventionspolitik sein muss.

Die BAG SELBSTHILFE unterstutzt grundsétzlich das Anliegen, dass Friherken-
nungs- und V orsorgeuntersuchungen effizienz- und qualitatsorientiert ausgebaut
werden. Allerdingsist darauf hinzuweisen, dass die Evidenzlage zum Nutzen der
bislang vorhandenen Untersuchungen vielfach fraglich ist. Auch ein Ausbau des
Angebotsist daher von einem Nutzenbeleg der jewelligen Untersuchungen abhéngig
zu machen. Quasi verpflichtende Untersuchungen (8§ 62 SGB V) sind vor diesem
Hintergrund &uf3erst kritisch zu sehen.



e) DieBAG SELBSTHILFE unterstiitzt die Forderungen,

dass Préaventionsprogramme wissenschaftlich fundiert sein missen,

dass Gesundheitsférderung und Primérprévention im Rahmen der betrieblichen
Gesundheitsférderung ausgebaut werden sollten,

dass die Qualitétssicherung bei der Prévention tiber eine Feststellung des Wir-
kungsgrades einzelner Aktivitéten, die Ergebnisdokumentation und die 6ffentli-
che Zuganglichkeit der Qualitétsdaten erfolgen muss,

dass die internationale Zusammenarbeit im Bereich der Prévention gestérkt wer-
den muss und

dass es bel Gesundheitsforderung und Pravention geschlechterspezifisch diffe-
renzierte Ansétze geben muss.

Dussdldorf, 5. Juni 2008



	signatureButton: 
	Nummer: 16(14)0392(6)
	Datum: 06.06.2008
	Tagesordnung: eingeladener VB zur Anhörung a 23.6.2008 zum Thema Prävention


